
Entscheidungen des Reichsgerichts.
Herausgegeben von

-en Mitglie-ern -es Gerichtshofes «n- -er Neichsanwaltschast.

Entscheidungen
des

Reichsgerichts
in

Civilsachen.

Zweiun-vierzigster San-.

Leipzig,
Verlag von Veit & Comp. 

1899.





Litterarischer Anzeiger
zu den

Entscheidungen des Reichsgerichts.
Verlag von Beit & Comp. in Leipzig.

Der „Litterarische Anzeiger" erscheint in zwanglosen Nummern und bildet eine unent«
| o zeitliche Beilage der Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen und in Strafsachen. 

Für seinen Inhalt ist ausschließlich die Verlagsbuchhandlung verantwortlich. 42.

1r
Verlag von Veit & Comp. in Leipzig.

Soeben erschien:

Die

letztwilligen Verfügungen
rnach dem

Bon

Gr-ste Lieferung. I
(Das vollständige Werk wird drei Lieferungen umfassen.)

gr. 8. geh. 3 J6 50

i

r i

l

Die zweite Lieferung wird im Herbst und die dritte (Schluß des 
Werkes) vor Ablauf des Jahres 1899 erscheinen.

Dr. E. Mtischei-er,
Reichsgerichtsrat a. D.

Bürgerlichen Gesrhbuche
für das Deutsche Reich.



Wevtcrg vorr Ivcrnz Wcrhten in Merlin W. 8.

Neue Erscheinungen.

Beiträge zur Erläuterung des Deutschen Rechts, heraus- 
gegeben von Dr. Rassow, Reichsgerichtsrath, Dr. Aüntzel, Oberlandes- 
gerichts-präfident und IDirFI. Geb. Mberjustizrath und Dr. Eccius, Vberlandesgerichts-Präfident 
und wirkl. Geh. Mberjustizrath. Sechste Folge, 3. Iahrg. 1899 (der ganzen Reihe der Beiträge 
XLIII. Jahrgang). Best 1/., pro ’/(;. ' Subskriptionspreis 1TI. 15,—.

Rach vollständigem Erscheinen M. 18,—.

Bernhardt. — Landwörterbuch zum Bürgerlichen Gesetzbuch
von Heinr. Bernhardt, Erstem Staatsanwalt. Geh.M.6,—. (5eb. ist. 7,—.

Daubenspeck. — Referat, Votum und Urtheil. Line An- 
leitung für praktische Juristen im Vorbereitungsdienst. Don ^erinannDauben- 
speck, Reichsgerichtsrath a. D. 1899. Siebente Auflage. Geh. 111. 5,—. Geb. IN. 6,—.

Dickel. — Rechtfälle. ZUM Gebrauche bei Vorlesungen und 
juristischen Uebungen. Keft 2: Gerichtsverfassung, Livilprozeß, Zwangs­
vollstreckung in das unbewegliche vermögen, Konkurs, von Dr. Karl Dickel, Amtsgerichts­
rath. 1899. Geh. M. 4,—. Geb. IH. 4,80.

Droop. — Oer Rechtsweg in Preußen, von Dr. Droop, 
wirklicher Geheimer Rath. 1399. Geh. M. 3,—. Geb. ITT. 3,80.

Eichhorn. — Das Testament. Hand- und Musterbuch für letzt- 
willige Verfügungen nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch mit Hinweis aus die 
bisherigen Sonderrechte Deutschlands bearbeitet von G. Eichhorn, Kammerger.-Rath. dritte
Auflage des gleichnamigen preußischrechtlichen Werkes. 1899. Geh. m. 4,50. Geb. 111. 5.30.

Luchs. — Das Deutsche vormundschastsrecht unter Gegen-
Überstellung des preußischen Dormundschaftsrechts und unter Berücksichtigung 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit von August Fuchs, 
Landrichter. 1899. Geh. 2TL 6,— Geb. Hl. .

Gleim. — Das Gesetz über Kleinbahnen und privat-
anschlußvahnen vorn 28. Juli ^392, erläutert von w. Gleim, wirklichem
Geh. Vber-Regierungsrath u. vortr. Rath im Ministerium der öffentlichen Arbeiten z. D. Aritte, 
neu vearveitete und verveflerte Auflage. 1899. Geh. 111. 4,50. Geb. IN. 5,20.

Jahrbuch für Entscheidungen des Lammergerichts in Sachen 
der nichtstreitigen Gerichtsbarkeit und in Strafsachen, herausgegeben von Rein­
hold I ohow, Geh. Gber-Iustizrath. Achtzehnter Aand. 1899. Geh. IN. 7,—. Geb. IN. 8.20.

L. Meyer. — Anleitung zur Prozeßpraxis in Beispielen an
Rechtsfällen herausgegeben von Hermann Meyer, Oberlandesgerichtsrath. 
Iiünfle auf Hrurrd des Mürgerlichen Gefetzvuchs und der ßivirprozeßordnung vom 20. Alai
1898 umgearll. Auflage. (3tt der Reihe der Abdrücke der zwölfte.) 1899. Geh. IN. 6,—. Geb. IN. 7,—.

Neumann. — Landausgabe des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
für das Deutsche Reich, unter Berücksichtigung der sonstigen Reichsgesetze nebst 
einem Anbang betreffend die preußische Ausführungsgesetzgebung für Studium und Praxis be­
arbeitet von Dr. Hugo Neuntann, Rechtsanwalt am Königl. Kamntergericht zu Berlin. 
Erster Band (I.—III. Buch) 1899. Geh. IN. 9,50. Geb. IN. 11,-.

-- Zweiter Band 1. tiefg. (Liefg. 6 £ $ 1297—1564). Geh. 111. 2,—.

Gpet. — Das Verwandtschaftsrecht des Bürgerlichen Gesetz­
buchs für das Deutsche Reich. Don Dr. jur. Otto Opet, Gerichtsassessor und
Privatdozent nti der Universität Bern. 1899- Geh. 111. 7,—. Geb. IN. 8, — .

Reimer. — Wegweiser durch die Entscheidungen des Reichs-
gerichts in Livitsachen Bd. 1—41. Für die Praxis des Bürgerlichen Gesetz­
buchs ztlsammengestellt von Dr. Aeimel , Recbtsanwalt um Kammergericl't. 1899. Geh. 111. 1,50.

Stölzel. — Rechtslehre und Rechtsprechung. Li» Dortrag 
gehalten in der juristischen Gesellschaft zu Wien am 7. Dezember 1898. Don
Adolf Stölzel. (Nach stenogr. Niederschr. bearb.) Mit einer Tafel. 1899. Geh. IN. 1,2".



3. Schweitzer Verlag (Arthur Scllter), München.

Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuche
für das Deutsche Reich nebst Einführungsgesetz.

In Gemeinschaft mit
!>r. tzyeodor <Löwenfetd,

k. Univ.-Professor u. Rechtsanwalt,
Kart Kober,

k. Landgerichtsrath.
Dr. Aettr Kerzfetder, 

Rechtsanwalt,

Philipp Wayring, 
k. Oberamtsrichter,

Nr. Theodor Kngetmann, 
k. Landgerichtscath, 
Aoleph Wagner,

k. Ober-Landesgerichtsralh,
herausgegeben von

Br. Julius von Staudinger,
k. Senatspräsident a. D.

Die vorliegenden 6 Lieferungen enthalten:
Band III. Sachenrecht von A. Gober (§ 854—1296) mit Titel u. Inhaltsverzeichnis. 
Band IV. Aamitienrecht (§ 1297—1362 u. 1564—1921) erlernt, v. Dr. Th. Engelmann. 

Hhek. Hüterrecht (§ 1363—1563) erläutert von Dr. I. v. Staudinger. 
= Fossständig in en. 15 Lieferungen ä Mk. 3.—. =

buller und Meiket, Ans ßurgcrftdje in seiner neuen Gestaltung. Syste-
matifch dargestellt und durch Beispiele erläutert. Erscheint in ca. 15 Lieferungen 
ä jK> —.80.

Bd. I (Lfg. 1—8) ist auch bereits gebunden zum Preise vou Mk. 7.50 erhältlich. 

Wochinger, K., Aie Wroceßgtbührengefetze für das Deutsche Weich in der 
Neutextirung vom 20. Mai 1898, umfassend das Gerichtskostengesetz, die Gebühren­
ordnung für Zeugen und Sachverständige, die Gebührenordnung für Gerichts­
vollzieher, die Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Handausgabe mit Erläu­
terungen, Tabellen u. ausfiihrl. gemeinst Sachreg. 8°, 20 Bogen. Gebd. Mk. 4.20. 

Seidel, Ir., k. Amtsrichter. Hefetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
HerichtsbarKeit vom 17. Mai 1898. Handausgabe mit Erläuterungen und 
ausführlichem Sachregister. 1898. Gebd. Mk. 3.20.

Krankenburger, Dr. K., Rechtsanwalt. Aas neue deutsche Kandels-Hefetzbuch 
nebst Einführungs - Gesetz. Handausgabe mit Einleitung, erläuternden Anmer- 
kungen und ausführl. Sachregister nebst Anhang re. Gebd. Mk. 4,—.

Kahn, Dr. I., Rechtsanwalt und Sekretär der Handels- und Gewerbekammer für 
Oberbayern. Aas Hefetz zur Wekämpfung des unlauteren Wett- 
öewerbes. Mit Einleitung, crläut.Anmerkungen u. ausführl. Sachreg. Gbd. Mk.2.40. 

M neuner, K., k. Oberlandesgerichts-Rat. Aas Wecht der HrUNdftÜlKe nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der Grundbuchordnung für das Deutsche Reich. 
(Unter der Presse.)

Schweitzer's alte und neue Kivikproceßordnung nebst Gerichtsverfassungs­
gesetz 2C. Bergt. Textausgade mit alphabetischen! Sachregister. Gebd. Mk. 3.—. 

Schweitzers alte und neue Konkursordnung, nebst Gesetz, betr. die An­
fechtung vou Rechtshandlungen eines Schuldners, außerhalb des Konkurses re. 
Vergleichende Textausgade mit alphabet. Sachregister. Gebd. Mk. 1.50.

Schweitzers altes und neues Kandetsgefehöuch (mit Seerecht), nebst dem 
Einführungsgesetz. Vergleichende Textausgabe. (U. d. Presse.) Gebd. ea. Mk. 3 50.



Verlag von K. W. Müller in Wertin (SW.), Luckenwalderstr. 2.

Soeben erschienen:

Aktienrecht.

Das Deutsche Aktienrecht.
zu Buch 2, Abschn. 3 u. 4 des Handelsgesetz­
buchs vom 10. Mai 189?, von Dinner, 
Rechtsanwalt. Gut kartoniert. 8 M. j

Mit dem vorliegenden Werke dürfte eine der < 
gediegensten und gründlichsten Bearbeitungen des i 
neuen Aktienrechts geboten sein, die in zuverlässiger ] 
und klarer Form den Juristen alle wünschens- ! 
werten Aufklärungen giebt. j

Bürgerliches Gesetzbuch. '

Das Bürgerliche Gesetzbuch >
Studium und die Praxis erläutert von Dr. 1 
<Ä. Wehöei«, Reichsgerichtsrat. 1. u. 2. Lie­
ferung zusammen 4 M.

Die 3. tfg. (Schluß des I. Bandes) erscheint ; 
im Juli 1899. I

Examinatorium %%bas£a„t3Ä^ i
tandgerichtsrat. 1. Abteil. (Allgem. Teil und | 
Recht der Schuldverhältnisse.) I M.

Die 2. Abt. (Schluß) erscheint im Septbr. 1899.

Grundbuchordnung.

Die Reichs-Grundbuchordnung
vom 2^. März 189? mit Anmerkungen und Sach­
register von MtNerröücher, Oberlandesgerichts- 
rat. Kartoniert 1,20 M.

Freiwillige Gerichtsbarkeit.

Das Reichsgesetz heilen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, vom 17. Mai 1898. (In der 
Fassung vonl 20. Mai (898.) Mit Erläuterungen 
von Georg WeMetn, Oberlandesgerichts­
rat. Mitglied des Reichstags. Gut kartoniert, 
preis 4 M.

Der Herr Verfasser dieser Ausgabe war Be­
richterstatter der Reichstagskommission für die 
Vorberatung des Entwurfs.

Entmündigungsvrrfahrrn.

Das Entmündigungsverfahren 
gegen Geisteskranke und Geistesschwache, ver- 
lchwender und Trunksüchtige. Nach der Reichs- 
Tivilprozeßordnung und dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch bearbeitet von Dr. W. Geh.
Regierungsrat. 2. Auflage. Gut kart. 3,50 M.

Handelsgesetzbuch.

Handelsgesetzbuch S
sche Wechselordnung nebst Einführungs- und 
Ergänzungsgesetzen (Ausgabe ohne Seerecht), 
erläutert durch die Rechtsprechung des Reichs­
gerichts und desvormaligenReichs-Oberhandels- 
gerichts. Herausgegeben von A. Wasch, Justiz­
rat. 5. Auflage. Gebunden 2 M.

Gefängnißordnung.

Die Gefängnißordnung
vom 21. Dezember 1898. Mit Erläuterungen 
und Ergänzungen von A. Dakcke, Oberstaats­
anwalt, Geh. Ober-Iustizrat. Gut kart. 2.80 M.

Wertcrg r>on Kustcrv IifcHeo in Jener: —-
Soeben erschienen:

Die Einwirkung des Lürgertichen Gesetzbuchs 
«ruf zuvov entstandene WechLsvevHät'Lnisse. 

Eine Darstellung der Fragen der Übergangszeit
von

Dr. Kernnrnn KcrbicHt.
Landrichter in Kassel.
Wreis: 12 Mark.

Lehrbuch des Deutschen bürgerlichen Rechts
auf der Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuchs für das 

Deutsche Weich
von

Konvcrd Ko sack,
Professor der Rechte in Bonn.

Zweiter Wnnö, erste Abteilung.
Das Sachenrecht.

Zur ersten und zweiten Auflage des ersten Bandes gehörig
Wreis: 6 Mark.
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Die Reichsgesetzgebung
über

Bürgerliches Recht und Civilprozeß.
Mit Anmerkungen und Sachregister

von

G. Rudorf und Dr. Schaefer,
Oberlandesgerichtsrath. Landrichter.

Erste Hälfte 6 c/ft.
Bei jeder großen Aenderung des positiven Rechts gewährt eine

fassende Zusammenstellung des Rechtsstoffes eine große Erleichterung für seine 
Anwendung, da in der modernen Gesetzgebung selbst das entschiedenste Spezial­
gesetz nicht derartig selbständig für sich besteht, daß man der allgemeinen 
Grundlage und der ganzen rechtlichen Umgebung, auf und in welcher es ge­
wachsen ist, zu seinem Verständniß entrathen könnte. Auch unter den ver­
schiedenen Rechtsgruppen, dem materiellen und dem Prozeßrecht, dem ge­
meinen Bürgerlichen und dem Handelsrecht prägt sich dieser organische 
Zusammenhang durch fortwährende Verweisungen auf einander, Vorbehalte 
und Anführungen in den Gesetzen selbst so offensichtlich aus, daß eins ohne 
das andere sich kaum noch gebrauchen läßt. Deshalb ist der Gedanke, ein 
das gesummte Reichs-Civilrecht umfassendes Hand- und Nachschlagebuch zu 
liefern, hier verwirklicht worden.

Das Werk bietet in einem einzigen Bande neben dem Bürgerlichen 
Gesetzbuche, dem Handelsgesetzbuche (mit Seerecht) und der Civilprozeßordnung 
die wichtigsten, das Privatrecht und den Civilprozeß betreffenden Reichsgesetze 
(ca. 50). Eine nicht unbeträchtliche Anzahl derselben ist durch das Einf.-Ges. 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche und andere neue Gesetze abgeändert worden, 
welche Aenderungen in dem Abdruck der zur Aufnahme gelangten Gesetze 
berücksichtigt und leicht erkennbar gemacht sind, so daß der Praktiker des 
mühsamen Suchens und Nachschlagens nach den vom 1. Jan. 1900 ab 
geltenden Gesetzestexten enthoben ist. Ferner wurde in den begleitenden An­
merkungen der Darlegung des inneren Zusammenhanges der gesetzlichen Vor­
schriften durch Verweisung auf Parallelstellen und dem Eingreifen anderer 
Gesetze sowie der Mittheilung der Judikatur besondere Sorgfalt gewidmet.

Die Ausstattung zeichnet sich durch große, deutliche Schrift und gutes * 
Papier aus. — Die zweite Hälfte (mit Sachregister) erscheint im September J 
d. I. zum Preise von ca. 6 o#. — Probebogen mit ausführlichem Inhalts- J 
verzeichniß können durch alle Buchhandlungen sowie direkt von der Verlags- * 
buchhandlung gratis bezogen werden. *

Verlag von K. W. Müller in Berlin (SW.), kuckenwalderstr. 2. J 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX

Soeben erschien:

3)(i$ <UeicÜ8-Civitrecüt.
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ß. S. Meck'sche Vertagsvuchhandlung Hskar Deck in München.
Soeben ist erschienen:

Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch nevst dem Kin- 
führnugsgesetze von Dr. Eduard Holder, ord. Prof. d. Rechte in Leipzig (Ein- 
lcitung u. Allg. Teil), Dr. Friedrich Schollmeyer, Geh. Justizrat u. ord. Prof, 
in Würzburg (Recht der Schuldverhällnisse), Dr. Otto Fischer, ord. Prof. d. Rechte 
in Breslau, und Dr. Ernst Heymann, a.o. Prof. d. Rechte in Berlin (Sachen­
recht), Dr. Ärthur Schmidt, ord. Prof. d. Rechte in Gießen, und Dr. Hermann 
Habicht, Landrichter in Kassel (Familicnrecht), Dr. Ilfred Schultze, ord. Prof, 
d. Rechte u. Oberlandcsgerichtsrat in Jena (Erbrecht). Erste Lieferung: (Bd. II: 
Recht der Schuldverhältnisse, Bog. 1—17). Geh. 5

BC Das Werk wird in 6 Bänden, im Umfange von zusammen ca 225 Bogen gr. 8", zum Ge­
samtpreise von ca. 65 erscheinen und bis zum Jahre 1901 vollständig vorliegen. Lief. 2 (Fortsetzung 
des 11. Buches und Lief. 3 u. 4 (I. Buch, Allgem. Teil) werden noch bis Ende dieses Jahres zur Aus­
gabe gelangen.

Aifcher-Kenle's Handausgabe des Bürgerlichen Gesetzbuchs.
In Verbindung mit Eugen Ebert, Oberlandcsgerichtsrat zu Breslau, und Hein­
rich Schneider, Oberreg.-Rat im k. bayer. Staatsministerium der Justiz zu 
München, herausgegebcn von Dr. Otto Fischer, ord. Prof. d. Rechte zu Breslau, 
und Wilhelm Henle, Oberreg -Rat im k. bayer. Staatsministcrium der Justiz zu 
München. Dritte durchgearbeitete und vermehrte Auflage. XXXII. u. 1232 S. 
8°. Elegant gebunden 6 Jk 50

Von unserer Textausgabe des BGB.'s mit ausführlichem Sachregister (XL700S. Taschen­
format) gelangte gleichzeitig der 5. durchgesehene Abdruck zur Ausgabe. Preis in rotem Leinwandbande 
2 Jl 50

Die Leweislast nach dem bürgerlichen Gesetzbuch. Bon der juristischen
Fakultät der Universität München mit dem Acccssit ausgezeichnete Preisschrift. 
Bon Hermann Äeckh. IV u. 277 S. 8°. Geheftet 6 Jt.

Uechtsregeln des Dietchandels nach deutschem Gesetze. Zum Gebrauche bei

Gericht und im Handelsverkehr, unter besonderer Berücksichtigung desjenigen mit 
und zwischen Landwirten und mit ländlichen Genossenschaften. Im Auftrage des 
Deutschen Landwirtschastsrates bearbeitet von Landgcrichtsrat H. Schneider 
(Kassel), a.o. Mitglied des D. Landwirtschastsrats. XII u. 200 S. 8°. In Lein- 
wandband 2 J6 50

Nrchtsfällr ;um Studium der LivUvro;eßordnuuy in ihrer neuen Fassung.
Gesammelt und bearbeitet von A. Schneider, Landgerichtsrat in Kassel. VIII u. 
119 S. In Leinwandband 2 Ji.

Verlag von Veit & Cvmp. in Leix;ig.

Soeben erschien: DIE

THEORIE DER CONFUSION.
EIN BEITRAG ZUR LEHRE VON DER AUFHEBUNG DER RECHTE

VON

1)k. PAUL KRETSCHMAR,
RECHTSANWALT UND PR1VATDOCENT AN DER UNIVERSITÄT LEIPZIG.

gr. 8. 1899. geh. 7 Jb 50 ty.
6



I. U. Rrrn's Verlag (Max Knüller) in Breslau.

Das Deutsche privatrecht
auf Grund des Deutschen Würgerlichen Gesetzbuches

systematisch dargestellt von

25. Vendix,
Rechtsanwalt am Königs. Landgericht zu Breslau.

Lin starker Band in gr. 8° Preis geheftet \7 ZTL, in Halbfranz gebd. ^9 ZTL

Die einzelnen Abtheilungen: Erste Abtheilung: Einleitung und 
Allgemeiner Theil. Preis ZIL — Zweite Abtheilung: Recht der Schuld- 
verhältniffe. Preis 5 ZTL 50 Pf. — Dritte Abtheilung: Sachenrecht. 
Preis 2 ZN. 50 Pf. — vierte Abtheilung: Familien- und Erbrechts mit 
ausführlichem Sachregister über das ganze Werk. Preis 5 ZN. sind auch 
einzeln verkäuflich.

Vendix' Privatrecht ist unter den bedeutenderen systematischen Darstellungen eine der 
ersten, welche vollendet vorlicgt. Das Werk vereint die Vorzüge niemals preisgegebener 
Vollständigkeit und mustergiltiger Knappheit und zeichnet sich besonders auch durch aus­
giebige Mittheilung der bisherigen Judikatur aus.

Verlag von C. L. Hirschfeld in Leipzig.
Soeben erschien:

Louknrsrecht und Konkursverfahren 
auf der Grundlage 

des vom 1. Januar 1900 ab gellenden Bechls
dargestellt

von

Eckart Frsiherrn v. Aufsetz.
Preis c< 3.80, in Ganzleinenband c# 4.80.

Vorlesungen
über das

Bürgerliche Gesetzbuch
von

O. Miller,
Landgerichtspräsident a. D. 

Preis oft 10.80, in Ganzleinenband c# 12.—.

Verlag von Veit & Comp. in Leipzig.
Über den Einfluß des

Würgerkicheir Gesetzbuches auf das Strafrecht
mit besonderer ÄernMchtigung des Besitzes.

Von Dr. Aöokf Lok» e, 
Landrichter zu Leipzig.

gr. 8. 1898. geh. 1 J(, 20

7



öes Deutschen Weiches

x 
I 
X X

X X X XX XXXX X•
!
I

X
6 Von den in das j 
• Handelsgesetzbuch selbst
J amSirtvaH ßlafdhart ttama'

X XX X

Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897
einschließlich des Srerrchtes.

Allgemeine Deutsche Wechselordnung.
Die ergänzenden Reichsgesetze.

ZHit ausführlichem Sachregister 

herausgegeben von

Dr. Emil Friedberg,
Königl. Sächs. Geheimer Rath und o. Prof, der Rechte an der Univ. Leipzig.

Fünfte Auflage.
8. 1899. geb. in Ganzleinen 6 Jk

Von den in das Handelsrecht einschlagenden Rechtsvorschriften ist in dem neuen 
eine noch kleinere Zahl als früher enthalten, sie müssen in 

anderen Gesetzen, namentlich im Bürgerlichen Gesetzbuch aufgesucht werden. Alle diese 
Bestimmungen werden in der Friedbergschen Sammlung bei den einschlagenden Para­
graphen wiedergegeben. So werden beispielsweise bei § 1 HGB zur Definition des 
Begriffes Kaufmann im Wortlaut mitgeteilt: CPO § 52 u. 53, BGB §§ 107, 112, 
1645, 1655, 1822 u. s. w. — Bei den einzelnen Paragraphen des Handelsgesetzbuches 
sind die entsprechenden Artikel des alten Handelsgesetzbuches in Klammern bemerkt, 
ferner wird eine vergleichende Gegenüberstellung der Paragraphen llnd Artikel des 
alten und neuen Handelsgesetzbuches gegeben.

Außer dem Handelsgesetzbuch und der Wechselordnung werden noch 24 andere 
handelsrechtliche Gesetze mitgeteilt, so daß die Sammlung mit Recht den Titel „Die 
Handelsgesetzgebung des Deutschen Reiches" führt. Den Schluß bildet ein ausführ­
liches Sachregister.

Die Friedberg sch e Sammlung der handelsrechtlichen Gesetze zeichnet 
sich durch größte Vollständigkeit, durch Korrektheit, gute Ausstattung 
und billigen Preis vor allen anderen Ausgaben aus. 

>eeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeoeee<

_______ Verlag von Veit & Comp. in Leipzig.__  
••••••••••••••••••••••••••••••••eeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeei 
| Die Kanöetsgesehgebung 
\

DIE KONSULARJURISDIKTION IM ORIENT.
Ihre historische Entwicklung

von den frühesten Zeiten bis zur Gegenwart. 
Von Dr. Karl Lippmann, 
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I. Reichsrecht.
1. 1. Kann die vertragsmäßig gestattete Aufrechnung einer For­
derung gegen die Aktiengesellschaft als Sacheinlage erachtet werden? 

2. Finden die Bestimmungen des Art. 209 e Abss. 3 u.4 H.G.B. 
auch auf Kapitalserhöhungen Anwendung?

VI. Civilsenat. Urt. v. 4. Juli 1898 i. S. U.-BrauereiKonkursverw. 
(Kl.) w. Münchener Bank in Liq. (Bekl.). Rep. VI. 104/98.

I. Landgericht I München.
II. Oberlandesgericht daselbst.

Die Aktiengesellschaft U.-Brauerei beschloß in der Generalver­
sammlung vom 19. Januar 1893 die Reduktion ihres Stammkapitales 
auf ein Fünfteil der bisherigen Höhe und die Ausgabe von 250 Stück 
sog. Prioritäten zu 1000 dH. Die Aktiengesellschaft Münchener Bank 
traf, nachdem sie schon in Liquidation getreten war, am 28. September 
1894 im Anschlüsse an frühere Vereinbarungen vom 2G./29. Oktober 
1892 mit der U.-Brauerei das Übereinkommen, daß erstere für den 

Betrag von 175000o# ihres auf 186805,27 dH berechneten Gesamt­
guthabens 175 Stück der auszugebenden Prioritätsaktien erhalten 
solle. Durch Zeichnungsschein vom 20. Oktober 1894 erklärte nun 
die Münchener Bank in Liq., von den Prioritätsaktien einen Betrag 
von 175000 dH zum Nominalwerte übernehmen zu wollen und 
„hiermit die U.-Brauerei zu ermächtigen, für die hierauf zu leistende 
Einzahlung das bei genannter Gesellschaft für ihre Rechnung bereits 
bestehende Barguthaben von 175000 dH zu verwenden". Eine Bar- 

®. d. S.0, ffintfd) in Civil!. XLII. 1



einzahlung auf die von der Münchener Bank gezeichneten Aktim ist 
nicht erfolgt. Trotzdem erklärten Vorstand und Anfsichtsrat der U.- 
Brauerei in der Anmeldung vom 24. November 1894, daß die Aktien 
der neuen Emission voll und bar einbezahlt seien, und daß sich die 
eingezahlten Barbeträge im Besitze des Vorstandes befänden. Auf 
diese Anmeldung hin wurde die Kapitalserhöhung an demselben Tage 
im Handelsregister eingetragen. Die gezeichneten Prioritätsaktien 
wurden bald darauf an die Münchener Bank in Liq. hinausgegeben. 

Der Verwalter in dem inzwischen über das Vermögen der U.- 
Brauerei eröffneten Konkurse erhob nun auf Grund der Annahme, 
daß die Münchener Bank in Liq. durch die Zeichnung zur Bareinzah­
lung von mindestens 25 Prozent des Nominalbetrages jeder von ihr 
bezogenen Prioritätsaktie verpflichtet sei, gegen die Münchener Bank 
Klage auf Bezahlung von 43750 c/M nebst 5 Prozent Zinsen hieraus 
vom Tage der Klagezustellung an. Durch Urteil des Landgerichtes 
wurde die Beklagte nach dem Klagantrage verurteilt, auf die Be­
rufung der Beklagten jedoch die erhobene Klage abgewiesen.

Die Revision des Klägers wurde zurückgewiesen aus folgenden 
Gründen:

„Das Berufungsgericht nimmt in Übereinstimmung mit dem 
Gerichte erster Instanz an, daß die in Art. 210 H.G.B. vorgeschriebene, 
gemäß Art. 215b Abs. 2 auch für Kapitalserhöhungen bestimmte 
Viertelsdeckung durch Barzahlung eine der Vertragsfreiheit entzogene 
rechtspolizeiliche Vorschrift sei, und daß der Zeichnungsschein die 
Grundlage der Verpflichtung des Zeichners bilde. Während aber 
das Gericht erster Instanz den Zusatz zu der Zeichnung hinsichtlich 
der Ermächtigung, für die Einzahlung das Barguthaben von 175000 e/tt 
zu verwenden, nicht als einen die Zeichnung beschränkenden Vorbehalt 
erachtet, einen solchen aber gemäß Art. 209 e Abs. 3 infolge der Aus­
übung von Aktionärrechten für unwirksam und gemäß Art. 210 Abs. 3 
für unzulässig, und für die Viertelsdeckung auch einen Kompensations­
vertrag für ausgeschlossen hält, legt das Berufungsgericht den Er­
mächtigungszusatz im Sinne eines Vorbehaltes dahin aus, „daß die 
Hingabe der Forderung als die vom Zeichner angebotene Gegenleistung 
für die Überlassung der Prioritätsaktien gekennzeichnet, und zugleich 
zum Ausdrucke gebracht werde, daß ein anderweitiger Entgelt nicht 
gewährt werden wolle". Das Berufungsgericht erachtet nun diese



1. Sacheinlage. Aktienzeichnung.

„Ermächtigung zur Verwendung der Forderung" als eine durch die 
Zeichnung ausbedungene Sacheinlage im Sinne des Art. 209 b Abs. 2 
H.G.B. Sei sie aber nicht als zulässige Sacheinlage zu erachten, so 
sei keine der gesetzlich zulässigen Formen der Einlage, weder Sach- 
noch Bareinlage, geboten worden, die Zeichnung daher nichtig. Bei 
der Unanwendbarkeit des Art. 209 e sei die nachfolgende Ausübung 
der Rechte eines Aktionärs von feiten der Beklagten belanglos. Die 
Nachzahlung könne somit weder gefordert werden, wenn die Zeich­
nung gültig, noch wenn sie ungültig sei.

Die Revision rügt, von keiner Seite sei geltend gemacht worden, 
daß eine Sacheinlage vorliege. Die Beklagte habe lediglich Verrech­
nung der Zahlung behauptet; die Vermutung spreche für die Bar­
einzahlung; in Art. 215 b H.G.B. sei von keiner Sacheinlage die Rede; 
die Auslegung, die das Berufungsgericht dem Zeichnungsscheine gebe, 
verstoße gegen die Auslegungsregeln; nirgends finde sich ein Ausdruck 
der Verpflichtung; zunächst sei der Wortlaut maßgebend; die Folge­
rung des Berufungsgerichtes, die Zeichnung sei nichtig, wenn sie nicht 
eine zulässige Sacheinlage enthalte, sei unrichtig; wenn keine Sach­
einlage vorliege, sei die Verpflichtung zur Barzahlung begründet. 

Die Revision konnte nicht als begründet erachtet werden. 
Daß der Zeichnungsschein die selbständige Grundlage der Ver­

pflichtung des Zeichners gegenüber der Aktiengesellschaft bildet, ist auch 
in der Rechtsprechung des Reichsgerichtes anerkannt.

Vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 19 S. 126. 
Die Kapitalserhöhung kann auch durch Sacheinlagen erfolgen.

Vgl. Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts Bd. 1 S. 906 Anm. 11; 
Staub, Kommentar zum Handelsgesetzbuch (5. Aufl.) zu Art. 215b 
§ 2 lit. b Abs. 2 S. 464. 

Die Zeichnung muß daher klar erkennen lassen, ob sich der Zeichner 
zur Barzahlung, oder zu Sacheinlagen verpflichtet.

Aus dem Mangel einer dem Art. 209 e Abs. 3 H.G.B. ent­
sprechenden Bestimmung für Kapitalserhöhungen wird ferner, aller­
dings nicht übereinstimmend, gefolgert, daß ein mit Beschränkungen 
belasteter Zeichnungsschein trotz Eintragung der stattgefundenen Er­
höhung und ungeachtet konkludenten Verhaltens des Zeichners den­
selben nicht über den Erklärungsinhalt hinaus verpflichte. 

Vgl. Ring, Das Reichsgesetz betreffend die Kommanditgesell- 
1*



schäften auf Aktien und die Aktiengesellschaften vom 18. Juli 1884 
S. 365 Nr. 1.

Das Berufungsgericht gelangt auf Grund eingehender Würdigung 
des Ausdruckes und Inhaltes der im Zeichnungsscheine enthaltenen 
Willenserklärung, sowie der Umstände, unter denen die Zeichnung 
erfolgt ist, somit auf Grund thatsächlicher Erwägungen, zu der An­
sicht, daß der Zeichnungsschein den Willen unzweideutig zum Aus­
drucke bringe, eine Verpflichtung zur Barzahlung nicht eingehen, als 
Gegenleistung vielmehr nur die Forderung an die Beklagte hingeben 
zu wollen. Die Nachprüfung dieser auf dem Gebiete der thatsäch­
lichen Feststellung liegenden Auslegung ist, insofern ihr nicht ein 
Rechtsirrtum zu Grunde liegt, in der Revisionsinstanz ausgeschlossen. 
Ein Rechtsirrtum ist aber nicht erkennbar. Indem das Berufungs­
gericht den Willen der Kontrahenten zu erforschen sucht, entspricht es 
der Vorschrift des Art. 278 H.G.B. Das nach seiner Überzeugung 
ermittelte Ergebnis beruht somit auf keinem Verstoße gegen diesen 
Artikel.

Daß die vertragsmäßige Gestattung der Aufrechnung einer For­
derung gegen die Gesellschaft als Sacheinlage erachtet werden kann, 
ist mehrfach anerkannt.

Vgl. Ring, a. a. O. S. 431; Staub, a. a. O. zu Art. 184c 
§ 1 Abs. 3 S. 499. 

Würde die Aufrechnung nicht als eine zulässige Sacheinlage zu er­
achten sein, so würde keineswegs die Folgerung, daß nun die Ver­
pflichtung zur Barzahlung vorliege, gerechtfertigt erscheinen. Diese 
Annahme würde für jeden Fall durch die Feststellung ausgeschlossen 
sein, daß der gegenteilige Wille unzweideutig im Zeichnungsscheine er­
klärt sei. Es würde vielmehr, wie das Berufungsgericht annimmt, 
Nichtigkeit des Zeichnungsscheines anzunehmen sein.

Eine Heilung dieser Nichtigkeit durch Ausübung der Rechte eines 
Aktionärs könnte nur in Frage kommen, wenn die Bestimmungen des 
Art. 209 e Abs. 3 H.G.B. auch auf Kapitalserhöhungen anwendbar 
wären, v. Völderndorff, Das Reichsgesetz betteffend die Komman­
ditgesellschaften auf Aktien und die Aktiengesellschaften vom 18. Juli 
1884, bemerkt zwar (S. 499 Ziff. IV), es bedürfe kaum der Erwäh­
nung, daß alles dasjenige auch für die Zeichnungen des erhöhten 
Grundkapitales gelte, was hinsichtlich der Unzulässigkeit von Be-
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schränkungen, Nebenabreden ?c für die Zeichnung der Aktien bei 
Art. 209 e besprochen worden sei.

Wenn auch die Gleichheit des Grundes für die Anwendung der 
Bestimmungen der Abss. 3 und 4 des Art. 209 e auf die Kapitals­
erhöhung zu sprechen scheint, und das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 
1897 deshalb die den Bestimmungen des Art. 209 e Abss. 3 und 4 
des geltenden deutschen Handelsgesetzbuches entsprechenden Vorschriften 
des § 189 Abss. 4 und 5 in § 281 ausdrücklich auf die Kapitals­
erhöhung für anwendbar erklärt,

vgl. Motive zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897, Drucksachen 
des Reichstags, IX. Legislaturperiode 4. Session Nr. 632 S. 156, 

so kann für das geltende Handelsgesetzbuch mangels einer ausdrück­
lichen Bestimmung eine solche Ausfüllung einer allenfallsigen Lücke 
des Gesetzes nicht für statthaft erachtet werden.

Vgl. Ring, a. a. O. S. 365.
Die Annahme des Berufungsgerichtes, sei der Zeichnungsschein 

gültig, so ergebe sich aus dem Zeichnungsscheine keine Verpflichtung 
zur Barzahlung, sei er ungültig, überhaupt keine, war sonach als 
richtig zu erachten." . . .

2. Begriff des Arbeitgebers im Sinne des Krankenversicherungs­
gesetzes.

III. Civilsenat. Urt. v. 8. Juli 1898 i. S. Berl. Stadtmission u. 
Gen. (Bekl.) w. Berl. Ortskrankenkasse der Gastwirte (Kl.). Rep. III.92/98.

I. Landgericht I Berlin.
II. Kammergericht daselbst.

Gründe:
„Die Berliner Stadtmission betreibt auf eine dem Vorsitzenden 

ihres Kuratoriums, dem Beklagten zu 1, erteilte Konzession zu Berlin 
in der Mohrenstraße ein „Christliches Hospiz" benanntes Hotel, zu 
dessen Leitung und Bewirtschaftung der Beklagte zu 2, der Hoteldirektor 
H., engagiert ist. Der Betrieb geht auf Rechnung der Berliner Stadt­
mission; nur wenn der jährliche Überschuß die Summe von 55000 <-F



übersteigt, erhält der Direktor H. von dem diesen Betrag übersteigenden 
Überschuß eine Tantieme von 10%. Im übrigen erhält der Direktor 
H. für seine Thätigkeit eine jährliche Summe von 29184 c/ft. Mit 
dieser Summe hat er auch alle Kosten zu bestreiten, welche ihm 
durch Anstellung der zur Bewirtschaftung des Hauses ihm nötig 
erscheinenden Personen erwachsen. Über diese Summe hat er Rechnung 

nicht zu legen, sodaß er das Gehaltsrisiko zu tragen hat. Freie 
Wohnung und Verpflegung erhalten aber die Angestellten, ebenso wie 
der Direktor H. selbst und seine Familie, auf Rechnung der Stadt­
mission. Im Engagementsvertrage ist ferner bestimmt, daß alle 
Verantwortungen und Pflichten, welche dem Arbeitgeber nach der 
Gesetzgebung obliegen, H. allein zu tragen hat.

Der Direktor H. ist Mitglied der Innung der Gastwirte und 
hat die in dem Hotel beschäftigten krankenversicherungspflichtigen Personen 
bei der Jnnungskrankenkasse zur Versicherung angemeldet. Die 
Klägerin, die Ortskrankenkasse der Gastwirte, vermeint aber, gestützt 
auf den § 19 des Krankenversicherungsgesetzes, daß die in Frage 
stehenden, im Hotel beschäftigten Personen bei ihr versicherungspflichtig 
seien, weil sie in dem Gewerbebetriebe der Berliner Stadtmission, und 
nicht in dem Gewerbebetriebe des H. beschäftigt seien und somit der 
Jnnungskrankenkasse nicht angehören, und hat die Krankenkassenbeiträge 
von den Beklagten eingezogen.

Auf die hierauf von den Beklagten erhobene Klage hat der 
Magistratskommissar die jetzige Klägerin, die Ortskrankenkasse, zu dem 
Anerkenntnisse verurteilt, daß der Hoteldirektor H. als Arbeitgeber der 
von ihm angestellten Bediensteten des Christlichen Hospizes anzusehen 
sei. Diese Entscheidung ist darauf von der Klägerin gemäß § 58 
Abs. 1 des Krankenversicherungsgesetzes im ordentlichen Rechtswege 
angefochten. In erster Instanz ist ihre Klage abgewiesen, in der 
Berufungsinstanz aber derselben stattgegeben, und sind die Beklagten, 
unter Aufhebung der Entscheidung des Magistratskommissars, mit 
ihrem Ansprüche, den Direktor H. als Arbeitgeber der Hotelbediensteten 
anzuerkennen, abgewiesen, weil als Arbeitgeber im Sinne des Kranken­
versicherungsgesetzes unter den obwaltenden Verhältnissen die Stadt­
mission anzusehen sei.

Die gegen dieses Urteil eingelegte Revision kann als begründet 
nicht erachtet werden.



Zutreffend führt zunächst das Berufungsgericht aus, daß nach 
dem oben mitgeteilten Sachverhalt H. nur Angestellter der Stadtmission 
ist. Seine Thätigkeit stellt sich nicht als ein von ihm unternommener 
Betrieb einer Gastwirtschaft dar, sondern er ist nur in dem Gastwirt­
schaftsbetriebe eines Anderen in dessen Auftrag und für dessen Rechnung 
thätig. Die Hotelbediensteten sind aber in der Gastwirtschaft, also 
im Gewerbebetriebe der Stadtmission, und nicht im Gewerbe des H., 
das in der Hotelleitung besteht, thätig. Wenn nun das Berufungs­
gericht im Anschluß an Rosin, Arbeiterversicherung Bd. 1 S. 178 flg., 
weiter darlegt, daß in solchen Fällen nach dem Grundgedanken des 
Krankenversicherungsgesetzes, welches, von dem Gegensatze des Unter­
nehmers und des Lohnarbeiters ausgehend, nur den ersteren, nicht 
aber auch eine unselbständige Mittelsperson als den für die Leistungen 
des Gesetzes Verpflichteten auffasse, nicht diejenige Person, welche 
juristisch den Arbeitsvertrag, wenn auch in eigenem Namen, schließe, 
der Arbeitgeber sei, sondern der Betriebsunternehmer, dessen Arbeit 
und Lohn jener nur weiter gebe, so kann dem nur beigestimmt werden. 
Für diese Auffassung spricht, auch abgesehen von der Erwägung, daß 
es näher liegt, die Verpflichtungen des Gesetzes einer kapitalkräftigen, 
leicht erreichbaren Persönlichkeit auszuerlegen, schon der Zusammenhang, 
welcher zwischen dem Arbeitgeber der Kranken-, Jnvaliditäts- und 
Altersversicherung einerseits und dem Betriebsunternehmer der Unfall­
versicherung andererseits besteht, und die zahlreichen, von Rosina, a. O. 
Anm. 6 zusammengestellten Gesetzesstellen, welche auf eine prinzipielle 
Übereinstimmung der beiden Begriffe Hinweisen. Entscheidend für 
diese Auffassung ist aber der Wortlaut des gerade hier in Betracht 
kommenden § 73 des Krankenversicherungsgesetzes, wonach nur die von 
den Jnnungsmitgliedern in ihrem Gewerbebetriebe beschäftigten 
Arbeiter der Jnnungskrankenkasse angehören. Daß vorliegend die 
Hotelbediensteten nicht im Gewerbebetriebe des H. beschäftigt sind, ist 
bereits oben nachgewiesen. Dazu kommt im vorliegenden Falle endlich 
noch, daß die Hotelbediensteten Wohnung und Verpflegung auf Rechnung 
der Stadtmission erhalten.

Der gegen diese Auffassung geltend gemachte, naheliegende 
Einwand, daß es doch unbillig erscheine, den eigentlichen Unter­
nehmer, der von den von seinen Mittelspersonen angenommenen 
Arbeitern vielleicht gar nichts wisse, wenigstens die einzelnen nicht
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kenne, diesen gegenüber mit den nach dem Gesetze mannigfachen Pflichten 
des Arbeitgebers zu belasten, verliert an Bedeutung erheblich dadurch, 
daß nach § 82a des Krankenversicherungsgesetzes die Arbeitgeber befugt 
sind, die ihnen nach dem Gesetz obliegenden Verpflichtungen Betriebs­
leitern und ähnlichen Zwischenpersonen, wie dies auch im vorliegenden 
Falle geschehen ist, zu übertragen. Ihr Verhältnis als Arbeitgeber 
wird aber dadurch nicht berührt. Wenn endlich von Vertretern der 
gegenteiligen Ansicht,

vgl. namentlich v. Woedtke, Kommentar zum Krankenversicherungs­
gesetz § 49 Bem. 3, 

noch darauf hingewiesen wird, daß es in den Motiven zum Entwürfe 
des Jnvaliditätsgesetzes § 14 heißt: „Als Arbeitgeber im Sinne des 
Entwurfs ist derjenige anzusehen, für dessen Rechnung der Lohn 
gezahlt wird", so hat demgegenüber schon Rosin a. a. O. mit Recht 
bemerkt, daß eben auch hier zweifelhaft bleibe, wer als der wahre 
Lohngeber, für dessen Rechnung der Lohn gegeben wird, gemeint ist, 
ob derjenige, der juristisch den Lohn zahlt, oder derjenige, von dem 
die Mittelsperson den Gesamtlohn erhält, um ihn teilweise, wenn auch 
auf eigene Rechnung, weiter zu geben, und kann andererseits für die dies­
seitige Auffassung auf eine Äußerung des Regiemngskommissars bei 
Beratung der Novelle zum Krankenversicherungsgesetze hingewiesen 
werden, in der es heißt (Stenographische Berichte 1888/89 Bd. 3 
S. 1983): „Nach Absicht der verbündeten Regierungen soll allerdings 
unter dem Worte „Arbeitgeber" nur der Inhaber des Betriebes, d. h. 
derjenige verstanden werden, auf dessen Rechnung und dessen Namen 
der Betrieb geführt wird." Die von den Beklagten für ihre Auf­
fassung angezogene Entscheidung des Reichsgerichtes in Strass. Bd. 26 
S. 120 trifft nicht den vorliegenden Fall; in ihr ist nur ausgeführt, 
daß unter die Strafvorschrift des § 82b des Krankenversicherungs­
gesetzes namentlich mit Rücksicht auf § 82 a, wonach der Arbeitgeber 
Vertreter bestellen kann, auch ein Generalbevollmächtigter fallen kann. 
Für das Gebiet der Gewerbeordnung hat die Entscheidung in Strass. 
Bd. 9 S. 102 bereits ausgesprochen, daß „Arbeitgeber" der selbständige 
Gewerbetreibende, der Fabrikherr, ist, auch wenn einzelnen Unter­
gebenen das Recht eingeräumt ist, Hilfsarbeiter anzunehmen' unb 
abzulohnen, und zwar auch letzteren Personen gegenüber.

Im vorliegenden Falle ist nun allerdings zweifellos, daß nach



dem zwischen der Stadtmission und H. geschlossenen Vertrage letzterer 
in die Stellung des Arbeitgebers im Sinne des Krankenversicherungs­
gesetzes hat gebracht werden sollen. Aber den öffentlichrechtlichen 
Bestimmungen, zu welchen auch die Bestimmungen über die Zugehörig­
keit zu den einzelnen Kassen gehören, kann dadurch kein Abbruch 
geschehen. Nur innerhalb des Rahmens des § 82a kann die Stadt­
mission ihre Verantwortlichkeit als Arbeitgebers auf H. abwälzen. 

Hiernach war die Revision, wie geschehen, zurückzuweisen."

3. Liegt ein Anschaffungsgeschäft im Sinne des Reichsstempelgesetzes 
vom 27. April 1894 dann vor, wenn die Deponiernng von Wert­
papieren auf Grund einer Vereinbarung erfolgt, nach welcher der 
Empfänger berechtigt ist, statt der erhaltenen Stücke andere Stücke 

gleicher Art zurückzuliefern?

IV. Civilsenat. Urt. v. 11. Juli 1898 i. S. preuß. Fiskus (Bekl.) 
w. Diskontogesellschaft (Kl.). Rep. IV. 46/98.

I. Landgericht I Berlin.
IL Kammergericht daselbst.

Aus den Gründen:
„Unter dem 10. Dezember 1896 schrieb die Norddeutsche Bank 

in Hamburg an die Klägerin:
„In Beantwortung Ihres Geehrten vom gestrigen Tage er­

widern wir Ihnen ..., daß wir ... nicht in der Lage sind, Ihrem 
Ersuchen zu entsprechen und Ihnen generell die Ermächtigung zu 
erteilen, uns an Stelle der in Depot „A“ lagernden Wertpapiere 
Stücke gleicher Art mit anderen Nummern zurückliefern zu dürfen. 

Wir sind jedoch ... bereit, Ihnen in einzelnen Fällen, wo 
wir hierzu imstande sind, in dieser Beziehung entgegenzukommen, 
und bitten Sie, uns zur Erleichterung der Übersicht ein besonderes 

Depot „C“ herzulegen, welchem wir diejenigen Effekten überschreiben 
werden, bei denen wir mit der Rücklieferung anderer Nummern ein­
verstanden sind.
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Heute übersenden wir Ihnen zur Aufnahme in dieses Depot 
„C“ 3000 dft preußische 3 prozentige Consols, deren Empfang Sie 
uns zu bestätigen belieben."

Die Klägerin hat diesen Vorschlag angenommen, das Depot 
„C“ angelegt und in dieses die übersandten 3000 preußische 3 pro­
zentige Consols gebracht.

Nachdem der Prvinzialsteuerdirektor auf eine Anfrage der Klägerin 
seine Ansicht dahin ausgesprochen hatte, daß dieses Geschäft nach 
Ziff. 4 a des Tarifes zum Reichsstempelgesetze dem Anschaffungsstempel 
unterliege, wurde seitens der Klägerin der entsprechende Steuerbetrag 
mit 60 Sfy entrichtet. Die Rückerstattung dieser 60 $ nebst Zinsen 
wird seitens der Klägerin im vorliegenden Prozesse gefordert. Der 
erste Richter hat den Beklagten nach dem Klagantrage verurteilt, 
und diese Entscheidung ist in zweiter Instanz durch Zurückweisung 
der vom Beklagten eingelegten Berufung aufrecht erhalten worden. 

Die Entscheidung des ersten Richters beruhte im wesentlichen auf 
der Annahme, daß das in Rede stehende Rechtsgeschäft die rechtliche 
Natur eines bedingten Darlehnsvertrages habe, und daß Dar- 
lehnsverträge sowie darlehnsähnliche Rechtsgeschäfte als Anschaffungs­
geschäfte im Sinne des Reichsstempelgesetzes nicht angesehen werden 
könnten. Der Berufungsrichter hat dagegen die Frage, ob ein Dar­
lehn, bezw. unregelmäßiges Depositum von Wertpapieren sich als ein 
Anschaffungsgeschäft darstelle, offen gelassen, indem er davon ausging, 
daß es sich im vorliegenden Falle nur um einen Verwahrungs­
vertrag handele. In dieser Beziehung ist von ihm erwogen worden: 

Unstreitig habe die Klägerin die Consols in Verwahrung er­
halten. An der Natur dieses Geschäftes, als eines Verwahrungs­
vertrages, werde dadurch nichts geändert, daß der Klägerin die 
Ermächtigung erteilt worden sei, statt der ihr übergebenen Stücke 
Wertpapiere gleicher Art mit anderen Nummern abzuliefern. Erst 
wenn die Klägerin sich jener Erlaubnis wirklich bedient, d. h. die 
empfangenen Papiere sich angeeignct hätte, würde das Geschäft in 
einen Darlehnsvertrag übergegangen sein. Daß aber die Klägerin 
von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht habe, werde von dem 
Beklagten gar nicht behauptet.

Ein Darlehnsvertrag liege demnach nicht vor. Man könne 
das Geschäft auch nicht als ein bedingtes Darlehnsgeschäst an-



sehen; denn eine Bedingung, welche in die ganz unbestimmte Will­
kür der Klägerin gestellt werde, sei keine eigentliche Bedingung, 
sondern ohne rechtliche Wirkung (§ 108 A.L.R. I. 4).

Diese Ausführung ist nicht zu billigen.
Zwischen der Norddeutschen Bank und der Klägerin war un­

streitig eine Vereinbarung zustande gekommen, nach welcher der 
Klägerin gestattet war, an Stelle der zur Verwahrung übergebenen 
Consols andere Stücke gleicher Art zurückzuliefern. Danach erscheint 
zunächst die Auffassung ausgeschlossen, daß die fragliche der Klägerin 
erteilte Ermächtigung etwa als eine neben dem abgeschlossenen Ver­
trage herlaufende, von der Klägerin noch nicht acceptierte, einseitige 
Offerte der Norddeutschen Bank angesehen werden könnte. Vielmehr 
liegt ein auch diesen Punkt regelnder perfekter Vertrag vor, welcher 
sowohl in dem Falle, wenn die Klägerin von jener Ermächtigung 
Gebrauch machte, als auch in dem Falle, wenn sie dies nicht that, 
die Grundlage für die Beurteilung der von der Norddeutschen Bank 
an die Klägerin zu erhebenden Ansprüche bildete. Mag nun auch 
dem Berufungsrichter, in Hinblick auf die besonderen Bestimmungen 
der §§ 82 flg. A.L.R. I. 14, darin beizutreten sein, daß der in Rede 
stehende Kontrakt in erster Linie die rechtliche Natur eines Ver­
wahrungsvertrages hatte, und daß infolgedessen die hinterlegten Wert­
papiere zunächst noch im Eigentume der Norddeutschen Bank blieben, 
so würde sich doch das Geschäft nach § 83 a. a. O. ohne weiteres 
in einen Darlehnsvertrag verwandelt haben, sobald die Klägerin von 
der ihr erteilten Befugnis Gebrauch gemacht hätte. Dabei hing es 
allerdings von der Entschließung der Klägerin ab, ob sie eine solche 
Veränderung des Rechtsverhältnisses durch Ausübung der ihr er­
teilten Befugnisse herbeiführen wollte. Die Voraussetzung aber, an 
deren Eintritt der Übergang des Eigentumes der hinterlegten Effekten 
auf die Klägerin, sowie die definitive Entstehung einer Verpflichtung 
zur Restitution in genere geknüpft war, mußte immerhin als ein 
thatsächlicher Akt in die äußere Erscheinung treten. Insofern würde 
man hier zwar von einer potestativen, nicht aber von einer uneigent­
lichen, nach § 108 A.L.R. I. 4 unwirksamen Bedingung sprechen 
können, und ein in solcher Weise bedingtes Geschäft ist nach § 8 des 
Reichsstempelgesetzes vom 27. April 1894 in betreff der Abgabenpflicht 
dem unbedingten Geschäfte gleichgestellt.
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Der Revision muß auch darin beigetreten werden, daß ein der­
artiges Vertragsgeschäft, auf Grund dessen das Eigentum an ge­
wissen Wertpapieren gegen die Verpflichtung einer Rücklieferung 
anderer Stücke gleicher Art — wenn auch nur für den Fall des 
Eintrittes einer Bedingung — übertragen werden soll, sich als ein 
Anschaffungsgeschäft im Sinne des Reichsstempelgesetzes darstellt.

Aus der Entstehungsgeschichte der (dem ersten Absätze unter Ziff. 4 a 
des Tarifes zum jetzt geltenden Reichsstempelgesetze vom 27. April 
1894 bis auf die abweichende Normierung des Steuersatzes gleich­
lautenden) Bestimmung im Tarife Ziff. 4 A des älteren Gesetzes vom 
29. Mai 1885 ergiebt sich, daß man bei Formulierung der Gesetzes­
worte absichtlich von einer näheren Begriffsbestimmung des „An­
schaffungsgeschäftes" Abstand genommen hat, weil jeder Eingriff in 
das materielle Handelsrecht vermieden werden sollte.

Vgl. den Kommissionsbericht, Drucksachen Bd. 4 Nr. 286 S. 15 
(von 1884/85).

Insbesondere kam dabei in der Kommission zur Sprache: 
Unter Anschaffungsgeschäft verstehe man jedes auf den Erwerb von 
Eigentum an beweglichen Sachen gerichtete entgeltliche Bertragsge- 
schäst. Unter das Anschaffungsgeschäft fielen daher auch alle die­
jenigen sogenannten unbenannten Verttäge, welche nicht die Merk­
male des Kaufes in sich schließen, bei welchen aber auf der einen 
Seite die Verpflichtung zur Übertragung beweglicher Gegenstände, 

auf der anderen Seite die Verpflichtung zu einer Leistung begründet 
werde, die nicht in der Zahlung eines Preises bestehe. 

Vgl. ebenda S. 15.
Auch wurde bemerkt:

Lombard- und sonstige Leihgeschäfte würden nur unter der Voraus­
setzung als Anschaffungsgeschäfte zu betrachten sein, daß sie soge­
nannte uneigentliche seien....

Vgl. ebenda S. 17.
Der preußische Finanzminister hat sodann in der von ihm auf 

Grund eines Beschlusses des Bundesrates vom 25. September 1885 
erlassenen Zirkularverfügung vom 26. September 1885 ausgesprochen: 

Uneigentliche Lombardgeschäfte, desgleichen uneigentliche Leih-, Miet- 
und Depotgeschäfte, bei denen der Empfänger befugt ist, an Stelle 
der empfangenen Gegenstände andere Gegenstände gleicher Art
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zurückzugeben, unterliegen der Abgabe, und zwar als Anschaffungs­
geschäft.

Vgl. Gaupp-Loeck, Reichsstempelgesetz S. 145. 
Auch in den meisten Lehrbüchern und Kommentaren zum Handels­
gesetzbuche werden die sogenannten irregulären Empfangsgeschäfte (de- 
positum irreguläre, locatio conductio irregularis, pignus irreguläre) 
zu den Anschaffungsgeschäften gerechnet.

Vgl. Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts Bd. 1 S. 548; 
Behrend, Lehrbuch Bd. 1 S. 107 u. 108; Puchelt-Förtsch, 

. Kommentar Bd. 2 S. 697; v. Hahn, Commentar Bd. 2 S. 7; 
Staub, Kommentar S. 704.

Von mehreren Schriftstellern (Goldschmidt, Behrend, Puchelt- 
Förtsch, v. Hahn) wird dabei überdies neben dem depositum 
irreguläre das Darlehn noch besonders als ebenfalls hierher gehörig 
bezeichnet.

Vom Reichsgerichte ist wiederholt ausgesprochen, daß als An­
schaffungsgeschäft

jedes auf den Erwerb von Eigentum an beweglichen Sachen ge­
richtete entgeltliche Vertragsgeschäst

anzusehen sei.
Vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 20 S. 10, Bd. 21 S. 32
u. 36, Bd. 22 S. 128, Bd. 24 S. 109, Bd. 26 S. 49. 

Die Entscheidung der vereinigten Civilsenate vom 30. Juni 1893, 
Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 31 S. 17,

hat an dieser Begriffsbestimmung ebenfalls festgehalten. Im Anschluß 
an die Ausführung, daß die ursprünglichen Erwerbsarten und der 
Erwerb von Todes wegen, sowie der liberale Erwerb nicht unter den 
handelsrechtlichen Begriff der „Anschaffung" fallen könnten, und daß 
Anschaffung im Sinne des Handelsrechtes nur den Erwerb zu Eigen­
tum, im Gegensatze zum Erwerbe bloßer Gebrauchsrechte, bedeute, ist 
dort ausgesprochen:

„Daraus in Verbindung mit Art. 275 H.G.B. ergießt sich der 
handelsrechtliche Begriff der Anschaffung als abgeleiteter entgeltlicher 
Erwerb beweglicher Sachen zu Eigentum mittels Rechtsgeschästes 
unter Lebenden."

Allerdings ist weiter hinzugefügt: 
„Unter einem Anschaffungsgeschäfte ist mithin ein Rechtsgeschäft zu
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verstehen, welches dem Anschaffenden das Eigentum an fremden 
beweglichen Sachen gegen Entgelt verschaffen soll, ein synallagma­
tischer Vertrag, bei dem die versprochene Leistung des einen Teiles 
in der anzuschaffenden Sache, die des anderen in dem dafür zu ge­
währenden Entgelt besteht."

Es handelte sich damals aber überhaupt nicht um die Frage, ob die 
irregulären, zu einer Restitution in genere verpflichtenden Empfangs­
geschäfte zu den Anschaffungsgeschäften zu rechnen, oder aus dem 
Kreise derselben auszuscheiden seien, und es hat letzteres auch nicht 
durch die Fassung der erwähnten Stelle des Beschlusses ausgedrückt 
werden sollen.

Bezüglich der Bedeutung, welche endlich das inzwischen erlassene, 
hier zur Anwendung kommende Reichsstempelgesetz vom 27. April 
1894 mit der Bezeichnung „Anschaffungsgeschäft" hat verbinden wollen, 
ergeben zwar die Materialien, soweit sie sich auf die Tarifnummer 4a 
beziehen, keine neuen Anhaltspunkte. Im § 13 Abs. 2 daselbst ist 
aber nunmehr ausdrücklich bestimmt worden:

„Uneigentliche Leihgeschäfte, das heißt solche, bei denen der Em­
pfänger befugt ist, au Stelle der empfangenen Wertpapiere andere 
Stücke gleicher Gattung zurückzugeben, bleiben steuerfrei, wenn diese 
Geschäfte ohne Ausbedingung oder Gewährung eines Leihgeldes, 
Entgeltes, Aufgeldes oder einer sonstigen Leistung und unter Fest­
setzung einer Frist von längstens einer Woche für die Rücklieferung 
der Wertpapiere abgeschlossen werden." . .. 

Diese Ausnahmebestimmung läßt darüber keinen Zweifel, daß die 
uneigentlichen Leihgeschäfte, insofern die beiden Voraussetzungen des 
§ 13 Abs. 2 a. a. O. nicht kumulativ zutreffen (mithin auch in den 
Fällen, in welchen neben der Verpflichtung zur Restitution in genere 
ein weiteres Entgelt nicht bedungen ist, es aber an der Festsetzung 
einer entsprechend kurzen Rücklieferungsfrist fehlt) steuerpflichtig sein 
sollen, und daß also der Gesetzgeber davon ausgegangen ist, daß der­
artige irreguläre Empfangsgeschäfte, bei denen statt der übergebenen 
Wertpapiere andere Stücke gleicher Gattung znrückzuliefern sind, an 
sich dem Anschaffungsstempel unterliegen.

Diese Erwägungen müssen zu dem Ergebnisse führen, daß auch 
im vorliegenden Falle die Anschaffungsstempelabgabe zu entrichten 
war." ...



4. Warenzeichen. 

4. 1. Wirkung der Übertragung eines unter dem Markenschutzgesetze 
vom 30. November 1874 eingetragenen ausländischen Wortzeichens 
in die Zeichenrolle des Patentamtes gemäß § 24 des Gesetzes zum 
Schutz der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894. Muß, um Schutz 
auch für den Klanglaut eines Wortzeichens zu erlangen, dies in der 

Anmeldung zur Zeichenrolle besonders erwähnt sein?
2. Genügt zur Verurteilung aus § 12 des Gesetzes vom 12. Mai 

1894 die Feststellung, daß das einem Anderen geschützte Warenzeichen 
in Zirkularen, Offerten, Ankündigungen rc zur Bezeichnung gleich­

artiger Waren benutzt ist?
3. Kann demjenigen, welcher sich einer Verletzung des erwähnten 

§ 12 schuldig gemacht hat, der Gebrauch des streitigen Wertzeichens 
überhaupt, oder nur in der von ihm benutzten Verbindung mit einem

anderen Worte untersagt werden?

II. Civilsenat. Urt. v. 22. April 1898 j. S. O. & Co. (Bekl.) w. 
W. P. (Kl.). Rep. II. 381/97.

I. Landgericht Hamburg.

II. Oberlandesgericht daselbst.

Der Inhaber der Firma William Pearson in Hamburg errichtete 
unter der Firma Guglielmo Pearson in Mailand eine Handels­
niederlassung und ließ dort nach dem italienischen Markenschutzgesetze 
am 21. Oktober 1887 für ein Desinfektionsmittel ein Warenzeichen 
eintragen, bestehend aus dem in lateinischer, schräg aufsteigender Schrift 
geschriebenen Worte „Creolin“ mit einem der Länge des Wortes 
gleichkommenden Schwung und den in kleiner Schrift darunter ge­
setzten Worten „ Guglielmo Pearson Milano“; der Anmeldung war 
eine graphische Beschreibung des Zeichens beigefügt. Dieses Zeichen 
wurde am 12. Januar 1888 bei dem Amtsgerichte in Leipzig einge­
tragen und am 7. Mai 1895 unter dem neuen Gesetze zum Schutz 
der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 in die Zeichenrolle des 
Patentamtes übertragen. Die verklagte Firma verkaufte ebenfalls 
ein Desinfektionsmittel und benannte dasselbe in ihren Cirkularen, 
Offerten und Ankündigungen seit 1895 Creolin „Columbia“, späterhin 
Creolinum „Columbia“.



Auf die Revision der Beklagten ist das Berufungsurteil, welches, 
der Klage entsprechend, die Beklagte für nicht berechtigt erklärt hatte, 
sich des Wortes „Creolin“ oder „Creolinum“ zur Bezeichnung von 
Desinfektionsmitteln zu bedienen, und ihr bei Strafe untersagt hatte, 
unter dieser Bezeichnung Desinfettionsmittel feil zu halten oder in 
den Handel zu bringen, aufgehoben, und die Sache an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen worden, aus folgenden

Gründen:
. .. „ Mit Recht ist das Oberlandesgericht davon ausgegangen, 

daß das in Betracht kommende Warenzeichen der Klägerin „Creolin 
Guglielmo Pearson Milano“ ein Wortzeichen ist, und hat geprüft, 
ob dasselbe durch die am 7. Mai 1895 erfolgte Übertragung in die 
Zeicheurolle des Patentamtes als Klanglaut Schutz erlangt hat. 
Nach § 24 des Zeichenschutzgesetzes vom 12. Mai 1894 können die 
in Gemäßheit des Gesetzes über Markenschutz vom 30. November 1874 
in die Zeichenregister eingetragenen Warenzeichen, zu welchen das in 
Rede stehende Warenzeichen gehört, bis zum 1. Oktober 1898 zur 
Eintragung in die Zeichenrolle nach Maßgabe des erstgedachten Ge­
setzes angemeldet werden und unterliegen alsdann dessen Bestimmungen, 
während nach Abs. 2 dieses Paragraphen der ihnen durch das Gesetz 
vom 30. November 1874 gewährte Schutz mit der Eintragung in die 
Zeichenrolle erlischt. Daraus folgt, daß die Eintragung eines aus 
dem früheren Zeichenregister rechtzeitig übertragenen Warenzeichens 
in die Zeichenrolle die gleiche Wirkung haben muß, wie die Ein­
tragung eines auf Grund einer neuen Anmeldung eingetragenen 
Zeichens, nur mit dem Unterschiede, daß ihm die durch die Eintragung 
in das Zeichenregister erlangte Priorität gewahrt bleibt. Abgesehen 
hiervon ist das durch die Übertragung in die Zeichenrolle gewonnene 

Schutzrecht ein von der früheren Eintragung unabhängiges, neues 
Recht, wie denn auch dessen gesetzliche Voraussetzungen bei der Vor­
nahme der Übertragung in die Zeichenrolle unter Berücksichtigung der 

Vorschriften des § 2 des Gesetzes vom 12. Mai 1894 neu und selb­
ständig geprüft werden müssen. Dieses Gesetz läßt aber nicht nur 
Bildzeichen, sondern auch Wortzeichen als schutzfähige Warenzeichen 
zu (§ 4 des Gesetzes). Hat bei der Anmeldung eines Wortzeichens 
nicht in der einen oder anderen Richtung eine Beschränkung stattge­
funden, so muß dasselbe nach erfolgter Einwägung, mangels ander-
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weiter gesetzlicher Bestimmungen, die aus seiner Natur und dem 
Zwecke, als Unterscheidungszeichen zu dienen, sich ergebende Wirkung 
äußern, also, wenn auch unter Umständen in seiner figürlichen 
(graphischen) Darstellung, so doch ganz besonders in seinem Klang­
laute, da im Verkehre mehr Gewicht auf die Aussprache eines Wortes 
und darauf gelegt wird, wie es sich dem Gehöre bemerkbar macht, 
als darauf, wie es geschrieben wird. Das Oberlandesgericht hat 
daher mit Recht angenommen, daß das Zeichen der Klägerin wesent­
lich als Klang laut in Betracht zu ziehen sei. Die Ausführung der 
Revisionsklägerin, daß die Klägerin, wenn sie ihr Zeichen als Klang­
laut habe geschützt haben wollen, dies in einer der Anmeldung bei­
gefügten Beschreibung habe zum Ausdrucke bringen müssen, kann 
nicht als richtig erachtet werden. Zwar sagen die Motive zu § 2 
des Gesetzes von 1894: „Wer den Schutz des Wortzeichens auch im 
Laut- und Klangwerte sich sichern will, findet in der bildlichen Dar­
stellung kein genügendes Mittel, um das Wesen seiner Anmeldung zu 
kennzeichnen; er wird also das durch den Entwurf ihm gebotene 
Hilfsmittel der Beschreibung benutzen, um erkennbar zu machen, daß 
der von ihm beanspruchte Schutz über diejenige bildliche Darstellung 
hinaus, welche das Wort bei der Anmeldung gefunden hat, auf dessen 
sprachliche Verwendung zur Bezeichnung von Waren sich erstrecken 
soll"; und hieraus hat man entnommen, daß der Schutz des Klang­
lautes in der Beschreibung besonders zum Ausdrucke gebracht werden 
müsse (vgl. Seligsohn, Schutz der Warenbezeichnungen S. 30 Nr. 11. 
S. 43 Nr. 10). Allein im Gesetze ist dies nicht zum Ausdrucke ge­
kommen. Wenn es in § 2 des Gesetzes heißt, daß der Anmeldung, 
„soweit erforderlich, eine Beschreibung des Zeichens beigefügt sein 
muß ", so ist dies, wie das vorausgehende „eine deutliche Darstellung" 
und der Beisatz „soweit erforderlich" annehmen läßt, dahin zu ver­
stehen, daß dann noch eine besondere Beschreibung zu geben ist, wenn 
an sich das Zeichen nicht deutlich genug dargestellt ist. Ist aber 
an sich das Bild nicht zweifelhaft, soll das Wort den Klanglaut haben, 
den es nach dem gewöhnlichen Sprachausdrucke hat, dann bedarf es 
keiner besonderen Beschreibung; vielmehr wirkt das eingetragene Zeichen 
von selbst nach dem ihm eigentümlichen Wesen, das Wortzeichen also 
ganz besonders in seinem Klanglaute.

Nach dem Vorausgeführten kommt es nicht entscheidend daraus 
E. d. R.g>. Entsch. in Civils. XLII. 2
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an, ob, wie die Revisionsklägerin auszuführen versucht hat, die der 
Anmeldung des klägerischen Warenzeichens in Italien beigegebene Be­
schreibung mehr darauf schließen läßt, daß die Klägerin nur ein Bild­
zeichen habe schützen lassen wollen, und ob diese Absicht ferner daraus 
zu entnehmen ist, daß die Klägerin bei Anmeldung ihres Warenzeichens 
zum Zeichenregister verschiedene Bildzeichen der Jeyes Company zur 
Eintragung angemeldet habe; denn es ist nicht behauptet, daß eine 
gleiche Absicht seitens der Klägerin bei der Anmeldung ihres Zeichens 
zur Übertragung in die Zeichenrolle des Patentamtes kund gegeben 
worden ist. Bei der durch diese Übertragung entstandenen neuen 

Rechtschaffung ist es ferner von keiner Erheblichkeit, ob das in Italien 
geschützte Zeichen der Klägerin bereits durch die am 12. Januar 1888, 
also unter der Herrschaft des Markenschutzgesetzes vom 30. November 
1874, erfolgte Eintragung in das Zeichenregister des Amtsgerichtes 
in Leipzig als ausländisches Wortzeichen Schutz für den Klang­
laut erlangt hatte. Der diese Frage bejahenden Ausführung des 
Oberlandesgerichtes kann übrigens nicht beigepflichtet werden, da von 
einem Zeichenschutz nur insofern die Rede sein kann, als gesetzliche 
Vorschriften einen solchen gewähren, nach dem Gesetze von 1874 aber 
nur figürlich in die Erscheinung tretende Zeichen im Deutschen Reiche 
gesetzlichen Schutz genießen konnten.

Vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 18 S. 87, Bd. 33 S. 138; 
Entsch. des R.G.'s in Strass. Bd. 14 S. 234, Bd. 22 S. 179, 
Bd. 26 S. 392 flg.

Wenn endlich die Revisionsklägerin hervorhebt, daß der Berufungs­
richter bei der Erörterung der Verwechselungsgefahr zwischen ihrem 
Zeichen „Creolin (Creolinum) Columbia“ und dem Zeichen der Klägerin 
nur das Wort „Creolin“ in Betracht gezogen habe, so erscheint auch 
diese Rüge als nicht gerechtfertigt. Das Oberlandesgericht hat nicht 
verkannt, daß der der Klägerin gewährte Schutz sich auf das ganze 
eingetragene Zeichen erstteckt, und daß die Revisionsklägerin die Worte 
„Creolin Columbia“ gebraucht. Es ist aber davon ausgegangen, daß 
das Wort „Creolin“, das nach seiner thatsächlichen Feststellung kein 
Freizeichen ist, in dem Klanglaute des klägerischen Zeichens als das 
eigentliche, charakteristische Unterscheidungsmerkmal sich un­
verkennbar hervorhebe, das als Schlagwort der Ware ihren Namen 
im Handelsverkehre verleihe, wogegen der Klanglaut der Firma als
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nebensächlich und gleichgültig der Erinnerung des Publikums bald ent­
schwinden werde, und sieht in der unveränderten Benutzung dieses 
individualisierenden Wortes „Creolin“ in dem Zeichen „Creolin Co­
lumbia“ die Gefahr der Verwechselung. Diese Auffassung des Ober­
landesgerichtes läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Denn wie in einer 
Bildmarke nicht die Teile des Bildes im einzelnen, sondern der Ge­
samteindruck maßgebend ist, und zwar so, wie er in seiner frappanten, 
dem Gedächtnisse sich einprägenden, charakteristischen Erscheinung her­
vortritt, so verhält es sich auch mit dem Wortzeichen, das aus mehreren 
einzelnen Wörtern besteht; es kann unter denselben ein Wort, nament­
lich ein Phautasicwort, in dieser Weise hervortreten, und zwar seinem 
Klanglaute nach, daß dieses das eigentlich Unterscheidende in dem 
ganzen Zeichen ist, wogegen die Klanglaute anderer Wörter als Zu­
thaten zurücktreten. Auch die Ausführung des Oberlandesgerichtes, 
daß die Firma überhaupt eine geringe Unterscheidungskraft besitzt, 
kann nicht als rechtsirrtümlich angesehen werden, da nach § 13 des 
Zeichenschutzgesetzes durch die Eintragung eines Warenzeichens niemand 
gehindert ist, seine Firma auf Waren anzubringen. Die Bemerkung 
des Oberlandesgerichtes, daß die Firma in dem Zeichen der Klägerin 
auch vermöge ihres viel kleineren Druckes noch besonders in den Hinter­
grund gedrängt werde, gründet sich nicht auf die Unterstellung, daß 
das Zeichen auch in seiner graphischen Darstellung geschützt sei, sondern 
soll nur einen weiteren Grund dafür abgeben, daß das Wort „Creolin“ 
das eigentlich hervortretende Wort ist.

Obschon hiernach die Angriffe der Revisionsklägerin sich nicht 
als begründet erweisen, konnte dennoch das Berufungsurteil nicht auf­
recht erhalten werden, weil die von dem Oberlandesgerichte getroffenen 
Feststellungen nicht hinreichen, um den im verfügenden Teile des 
Urteiles enthaltenen Ausspruch zu rechtfertigen.

Nach letzterem ist der Beklagten der Gebrauch des Wortes „Creolin“ 
oder „Creolinum“ untersagt, während nach der eigenen Ausführung 
des Oberlandesgerichtes die Beklagte diese Worte nicht allein für sich, 
sondern nur in Verbindung mit dem Worte „Columbia“ gebraucht 
hat, sodaß ein Verbot sich auch nur auf den Gebrauch des Wortes 
„Creolin“ in dieser Verbindung erstrecken könnte. Ferner ist es 
nicht angängig, im allgemeinen festzustellen, daß die Beklagte nicht 
berechtigt sei, sich des Wortes „Creolin“ oder „Creolinum“ zu be- 

2*
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dienen, da nicht ausgeschlossen ist, daß diese Worte mit anderen Zeichen­
teilen in eine solche organische Verbindung gebracht werden können, 
daß ein ganz neues Warenzeichen entsteht, in welchem sie ihre indi­
vidualisierende Wirkung verlieren, und somit ihre Benutzung keinen 
Eingriff in das Zeichenrecht der Klägerin enthalten würde. Endlich 
fehlt es auch an einer Feststellung, inwiefern die Beklagte durch den 
Gebrauch der Worte „Creolin Columbia“ in das Zeichenrecht der 
Klägerin störend eingegriffen hat. Das Oberlandesgericht scheint seine 
Entscheidung auf den § 12 des Zeichenschutzgesetzes von 1894 gestützt 
zu haben, hat jedoch unterlassen festzustellen, ob die Beklagte mit 
dem streitigen Zeichen versehene Desinfektionsmittel in Verkehr 
gesetzt (feilgehalten und in den Handel gebracht) hat, oder ob sie auf 
Ankündigungen, Preislisten, Geschäftsbriefen oder dergleichen das 
Zeichen angebracht hat, obwohl die Beklagte nach der Klagebeant­
wortung in der ersten Instanz ausdrücklich behauptet hatte, daß sie 
ihre Ware niemals mit der streitigen Bezeichnung versehen habe, da 
sie nur in Fässern verkaufe, welche eine Warenbezeichnung nicht trügen. 
Dabei kommt in Betracht, daß das neue Warenzeichengesetz nunmehr 
zwar auch Wortzeichen, aber immerhin nur als Zeichen schützt, 
sich aber nicht etwa auch auf die ohne Anbringung des Zeichens 
in einer im § 12 angegebenen Weise erfolgende Benennung einer 
bestimmten Art von Waren bezieht, in welcher Hinsicht vielmehr nur 
die Anwendung des Gesetzes über unlauteren Wettbewerb vom 27. Mai 
1896 in Frage kommen kann." ...

5. Wirkung der Rechtskraft eines Urteiles, welches dahingestellt ge­
lassen hat, ob dem Kläger die eingeklagte Forderung an sich zustehe, 
und die Klage auf Grund einer Anfrechnungseinrede abgcwiesen hat. 

II. Civilsenat. Urt. v. 12. Juli 1898 i. S. F. Wwe. (Kl.) w. P. 
(Bekl.). Rep.H. 85/98.

I. Landgericht I Berlin.
II. Kammergericht daselbst.

Die Entscheidung ist unten unter „Prozeßrecht" Nr. 86 S. 362 
abgedruckt.
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6. Steht das Borrecht des § 54 Ziff. 5 K.O. Kindern und Pflege­
befohlenen nur für dasjenige Vermögen zu, welches allein aus 
Grund des Gesetzes der Verwaltung des Gemeinschuldners unter­

worfen ist?
III. Civilsenat. Urt. v. 20. September 1898 i. S. M. Konkurs- 

verw. (Bekl.) w. M. (Kl.). Rep. III. 109/98.

I. Landgericht Güstrow.
II. Oberlandesgericht Rostock.

Die obige Frage ist verneint aus folgenden
Gründen:

„Der Kläger hat in seinem Konkurse für die von ihm, als väter­
lichem Vormund, vertretenen beiden minderjährigen Kinder den auf 
diese vererbten Anteil an einer nicht ins Vorrechtsregister eingetragenen 
Dotalforderung seiner im Jahre 1894 verstorbenen Ehefrau angemeldet 
und für diese Forderung das Vorrecht des § 54 Ziff. 5 K.O. in An­
spruch genommen. Während die Forderung selbst streitlos blieb, ist 
das Vorrecht vom Konkursverwalter bestritten, jedoch im beantragten 
Umfange... in den Vorentscheidungen anerkannt und festgestellt.

Die Urteile der Vorinstanzen gehen davon aus, daß die vom 
Kläger vertretenen Minorennen nach den Vorschriften des gemeinen 
Rechtes und der mecklenburgischen Verordnung vom 31. Januar 1871 
unter seiner väterlichen Vormundschaft stehen, und ihr von der Mutter 
ererbtes Vermögen nach gesetzlicher Vorschrift seinem Nießbrauch und 
seiner Verwaltung unterliegt. Hiernach ist das beanspruchte Vorrecht 
als begründet angenommen, ohne Rücksicht darauf, daß die verstorbene 
Ehefrau des Klägers demselben in ihrem Testamente den lebensläng­
lichen Nießbrauch und die kautionsfreie Verwaltung an den Erbteilen 
ihrer Kinder vermacht hatte. Die Revision hat diese Entscheidung 
mit der Ausführung angegriffen, daß die gesetzlichen Rechte des Vaters 
gegenüber dem Inhalte dieser testamentarischen Disposition zurückträten 
und jede selbständige Bedeutung verloren hätten, und daß das Vor­
recht des § 54 Ziff. 5 K.O. nur dann hätte Anerkennung finden können, 
wenn das Vermögen der Kinder sich allein auf Grund des Gesetzes 
in den Händen des Vaters befunden hätte. Es ist jedoch bereits in 
der Entscheidung des Reichsgerichtes vom 11. Oktober 1884 in S. L. 
Konk. w. L. (Rep. I. 237/84) bei ähnlicher Sachlage das Vorrecht
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des § 54 Ziff. 5 für begründet erkannt, und in den Entscheidungs­
gründen darauf hingewiesen, daß nach den maßgebenden gesetzlichen 
Bestimmungen dem Vater nach dem Tode seiner ersten Ehefrau an 
dem in der fortgesetzten Gütergemeinschaft verbleibenden mütterlichen 
Vermögen der Kinder erster Ehe der Nießbrauch und die Verwaltung 
zugestanden habe, und daß an diesem gesetzlichen Verwaltungsrechte 
auch dadurch nichts geändert sei, daß in dem gemeinschaftlichen Testamente 
der Eheleute dem überlebenden Ehegatten ebenfalls Nießbrauch und Ver­
waltung des Vermögens des Zuerststerbenden eingeräumt sei. Diese 
rechtliche Beurteilung ist auch vom jetzt erkennenden Senate für zu­
treffend erachtet. Es kann schon nicht anerkannt werden, daß im vor­
liegenden Falle die Rechte des Vaters auf Grund des Gesetzes keine 
selbständige Bedeutung neben den aus dem Testamente der Ehefrau 
herzuleitenden Befugnissen haben, da seine Verwaltungsrechte als ge­
setzlichen Vormundes der Kinder sich nicht allen Inhaltes mit den 
Verwaltungsbefugnissen decken, welche ihm als testamentarischem Nieß­
braucher zustehen. Aber auch hiervon abgesehen giebt schon die Fassung 
des Gesetzes keinen Anhalt für die Annahme, daß das Vorrecht nur 
für dasjenige Vermögen der Kinder und der Pflegebefohlenen gewährt 
sein soll, welches sich allein auf Grund des Gesetzes in der Ver 
Wallung eines gesetzlichen Vertreters befindet. Ebensowenig ist ein 
innerer Grund für solche einschränkende Auslegung ersichtlich; denn 
wenn das Gesetz die vollständige und selbständige rechtliche Grundlage 
für die Verwaltung des Vermögens von Kindern und Pflegebefohlenen 
bildet, so wird diese Rechtsgrundlage der Verwaltung nicht dadurch 
aufgehoben oder gemindert, daß zu derselben ein zweiter, auf Privat­
disposition beruhender Rechtstitel konkurrierend Hinzutritt. Der Ver­
waltungsberechtigte ist bei solcher Sachlage nicht minder auf Grund 
des Gesetzes zur Administration befugt, und das Vermögen der Mündel 
bedarf des gleichen Schutzes, da sie sich wegen des Gesetzes seiner Ver­
waltung nicht entziehen können.

Auch die Motive zu der unverändert als Ziff. 5 in die Konkurs­
ordnung § 54 übernommenen Ziff. 7 des Entwurfes bestätigen diese 
Auffassung. Es ist dort ausgeführt, das Vorrecht werde ausschließlich 
anerkannt in betreff solchen Vermögens, dessen Verwaltung der Ge­
meinschuldner kraft des Gesetzes in seiner Eigenschaft als gesetzlichen 
Vertreters des Verfügungsunfähigen oder als gesetzlichen Nutzungs-
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berechtigten zu führen hatte, es solle also Platz greifen gegen die Eltern, 
insoweit sie den Nießbrauch oder an Stelle eines Vormundes die Ver­
waltung des Vermögens der Kinder von Rechts wegen haben. Weiter 
ist in negativer Richtung bemerkt, das Vorrecht werde nicht gewährt, 
sofem der Gemeinschnldner die Verwaltung sich angemaßt hatte, und 
gleiches gelte für die Fälle, daß aus freien Stücken die Verwaltung 
dem Gemeinschuldner anvertraut sei, daß insbesondere ein großjähriges 
Hauskind freies Vermögen dem Vater freiwillig anvertraut, oder ein 
Testator oder Schenkgeber dem Vater die Nutznießung oder Verwal­
tung, welche ihm ohne solche Verfügung nicht zustehen würde, 
bestimmt habe.

Der Gegensatz, der in dieser Ausführung der Motive ausgesprochen 
ist, besteht darin, daß der auf dein Gesetze beruhenden Verwaltung 
eine solche Verwaltung gegenübergestellt ist, welche durch das Gesetz 
nicht begründet ist, sondern ausschließlich auf freiwilliger Verfügung, 
sei es von feiten eines Kindes, oder eines Dritten, beruht. Es er- 
giebt sich hieraus, daß das Vorrecht überall in dem Umfange gegeben 
sein soll, in welchem ein gesetzliches Recht des Gemeinschuldners auf 
Nutznießung oder Verwaltung Kindern oder Pflegebefohlenen gegen­
über besteht, und daß der Bestand des Vorrechtes dadurch nicht be­
rührt wird, wenn dem Gemeinschuldner die Verwaltung, auf welche 
er eilt gesetzliches Recht hatte, daneben noch freiwillig durch Verfügung 
unter Lebenden oder von Todes wegen in die Hand gegeben wird. 

Eine dem vorstehenden widersprechende Rechtsauffassung ist freilich 
in der Entscheidung des Reichsgerichtes vom 4. April 1892 in S. F. 
w. F. (Rep. IV. 17/92) enthalten, indem dort in den Entscheidungs­
gründen ausgeführt ist:

„Dem Berufungsrichter ist darin nicht beizutreten, daß dem Kläger 
zur Zeit der Konkurseröffnung für sein Nießbrauchsrecht zwei Rechts­
gründe zur Seite gestanden, das Testament und das Gesetz. Nach­
dem der Kläger das ihm durch das Testament zugewendete Ver­
mächtnis des Nießbrauchs an dem Erbteile der Beklagten ange­
nommen und als testamentarischer Nießbraucher den Gewahrsam 
und die Verwaltung des Erbteils erlangt hatte, bildete für sein 
Nießbrauchsrecht das Testament den alleinigen Rechtsgrund, neben 
welchem das gesetzliche, als Ausfluß der väterlichen Gewalt begründete 
Nießbrauchsrecht nicht in Frage kommen konnte."
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Es war jedoch aus diesem Anlaß die Entscheidung der vereinigten 
Civilsenate nicht einzuholen, weil das Urteil vom 4. April 1892 auf 
den obigen Gründen nicht beruht, vielmehr in jener Rechtssache der 
Bestand des Vorrechtes aus § 54 Ziff. 5 schon definitiv feststand, und 
nur noch über einen Streit mehrerer Interessenten über die Auskunft 
aus dem Konkurse gestritten wurde und entschieden ist." . ..

7. Zur Auslegung des Art. 6 lit. 1 und des Art. 11 des interna­
tionalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890 (R.G.Bl. von 1892 S. 793). Stillschweigendes 
Einverständnis über die Gewährung einer tarifwidrigen Frachtrückver- 

gütung? Rechtswirksamkeit eines solchen Einverständnisses?
I. Civilsenat. Urt. 6. 21. September 1898 i. S. R. (Kl.) w. den 

preuß. Eisenbahnfiskus (Bekl.). Rep. I. 192/98.

I. Landgericht I Berlin.
II. Kammergericht daselbst.

Der Kläger besorgte täglich Güterversendungen von Berlin über 
Osnabrück nach Missingen. Für derartige Güterbeförderungen kamen 
bis zum 1. Februar 1898 bei sogenannter „direkter" Versendung die 
Frachtsätze des Tarifes vom 15. August 1887 zur Anwendung.

Auf Grund des Tarifes für den rheinisch-westfälisch-nieder- 
ländischen Verkehr vom 1. April 1895 ergaben sich jedoch billigere 
Frachten im Falle einer „Umkartierung" der Güter in Osnabrück. 
Der Unterschied betrug bei Ladungen von 5000 Kilo je 0,4i c/ft, 
bei Ladungen von 10000 Kilo je 0,51 dtt auf 100 Kilo.

Der Beklagte ließ auch nach dem Inkrafttreten des erwähnten 
Tarifes vom 1. April 1895 für die seitdem vom Kläger aufgegebenen 
Sendungen die direkte Sendung stattfinden und erhielt vom Kläger 
die für die direkte Versendung vorgesehenen Frachtsätze des Tarifes 
vom 15. August 1887. Vorgeschrieben in den Frachtbriefen war die 
Umkartierung in Osnabrück vom Kläger nicht. Auf die Reklamationen 
des Klägers vom 20. und 22. April und 31. August 1895 und vom
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21. April 1896 zahlte jedoch der Beklagte für die in den Reklama­
tionen angegebenen, bis zum l. November 1895 erfolgten Sendungen 
diejenigen Beträge zurück, um welche bei jeder einzelnen Sendung die 
Fracht durch Anwendung des direkten Tarifes höher war, als sie bei 
Anwendung des Umkartierungstarifes gewesen wäre. In den Begleit­
schreiben wurde nichts davon gesagt, daß der Kläger für die Zukunft 
die Umkartierung vorschreiben müsse.

Auch bei den Sendungen, die später erfolgten, schrieb der 
Kläger die Umkartierung in Osnabrück nicht vor; der Beklagte ließ 
sie nicht vornehmen, und es wurden daher vom Kläger die höheren 
Frachtsätze des direkten Tarifes erhoben. Für die hier in Betracht 
kommenden Sendungen betrug der Unterschied zwischen dem höheren 
und deni niedrigeren Frachtsätze im ganzen 7014,92 c/ft. Die vom Kläger 
verlangte Zurückzahlung auch dieses Betrages verweigerte der Beklagte, 
und jener erhob daher Klage auf dieselbe.

Der Kläger vertrat die Ansicht, daß Beklagter nach den mehr­
fachen Reklamationen des Klägers in Verbindung mit den Vorschriften 
des § 51 der hier subsidiär anwendbaren „Verkehrsordnung für die 
Eisenbahnen Deutschlands" die Umkartierung der Sendungen (in Osna­
brück) als dem Willen und dem Interesse des Klägers entsprechend habe 
vornehmen müssen. Die Unterlassung der Umkartierung, wodurch die 
Mehrkosten entstanden seien, enthalte ein grobes Verschulden des Be­
klagten, das dieser nach dem Art. 6 lit. 1 des „internationalen Über­

einkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr" vom 14. Oktober 1890 
und nach Art. 51 der angezogenen Verkehrsordnung vertreten müsse.

Der Beklagte hielt sich zur Zurückzahlung der geforderten Beträge 
nicht für verpflichtet. Er machte geltend: Kläger hätte die Umkartierung 
in den Frachtbriefen ausdrücklich vorschreiben müssen, wie dies in den 
Artt. 6 lit. 1 und 7 des internationalen Übereinkommens gefordert werde; 
die Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Deutschlands finde hier keine 
Anwendung, da sämtliche Sendungen auf Grund durchgehender Fracht­
briefe aus dem Gebiet des einen in das eines anderen Vertragsstaates 
befördert seien; in Ermangelung einer Umkartierungsvorschrift habe 
Beklagter die Wahl des direkten Tarifes schon um deswillen als den 
Interessen des Klägers entsprechend erachtet, weil es sich um durch­
gehende, zumeist nach England bestimmte Sendungen gehandelt habe, 
die durch die mit der Umkartierung gewöhnlich verbundene Transport-
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Verzögerung die Schiffsanschlüsse nach England hätten verfehlen können, 
wie denn Kläger auch des öfteren sich wegen Transportverzögerungen 
beschwert habe; aus den früheren Reklamationen des Klägers, denen 
aus Coulanz stattgegeben sei, habe man auch den vermutlichen Willen 
des Klägers nicht schließen können, weil jede Sendung ein für sich 
abgeschlossenes Ganzes bilde.

Das Landgericht verurteilte den Beklagten dem Klagebegehren ge­
mäß. Auf die Berufung des Beklagten wurde dagegen die Klage ab­
gewiesen.

Die Revision des Klägers ist zurückgewiesen worden aus folgenden 
Gründen: 

„Unstreitig liegen die thatsächlichen Voraussetzungen für die An­
wendbarkeit des internationalen Übereinkommens über den Eisenbahn­
frachtverkehr vom 14. Oktober 1890 vor. Dieses Übereinkommen hat 
für die von ihm beherrschten Frachtverträge ausschließliche Geltung 
in dem Sinne, daß die sonst geltenden Rechtsnormen nnd reglemen­
tarischen Bestimmungen nur insoweit Anwendung finden, als in dem 
Übereinkommen auf sie verwiesen ist, und als es sich um Rechtsfragen 
handelt, die das Übereinkommen offen läßt. Demgemäß enthält auch 
die Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Deutschlands vom 15. No­
vember 1892 die Eingangsbestimmung, daß auf den internationalen 
Verkehr der deutschen Bahnen die Verkehrsordnung nur insoweit An­
wendung finde, als dieser nicht durch besondere Bestimmungen geregelt 
sei. Es kann daher keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß für 
den Herrschaftsbereich des internationalen Übereinkommens dessen Be­

stimmung im Art. 6 lit. 1 die Geltung der im § 51 lit. 1 der Verkehrs­
ordnung gegebenen Vorschrift ausschließt, nnd auf letztere sich mithin 
der Kläger hier nicht berufen kann.

Nach Art. 11 des internationalen Übereinkommens erfolgt die 
Berechnung der Fracht nach Maßgabe der zu Recht bestehenden, ge­
hörig veröffentlichten Tarife. Jedes Privatübereinkommen, wo­
durch einem oder mehreren Absendern eine Preisermäßigung 
gegenüber den Tarifen gewährt werden soll, ist verboten 
und nichtig.

Wie feststeht, bestand zur hier fraglichen Zeit für Sendungen 
von Berlin noch Vlissingen ein diretter Tarif; es konnte aber für 
solche Sendungen auf Grund des Tarifes für den rheinisch-westfälisch-



7. Internationaler Eisenbahnfrachtverkehr. 27

niederländischen Verkehr vom 1. April 1895 durch Umkartierung in 
Osnabrück ein billigerer Frachtsatz als derjenige des direkten Tarifes 
erlangt werden, und der Streit der Parteien dreht sich zunächst darum, 
ob diese Umkartierung bahnseitig hätte vorgenommen werden müssen, 
oder nicht. Unmittelbar hier zutreffende Vorschriften enthält das inter­
nationale Übereinkommen nicht. Die Vorschrift des Art. 6 lit e trifft 

nicht zu, weil ein Spezialtarif im Sinne des Art. 14 oder des 
Art. 35 hier nicht in Frage steht, und die Bestimmung des Art. 6 
lit. 1 bezieht sich ihrem Wortlaute nach nur auf den Fall, wenn eine 
Wahl zwischen verschiedenen Schienenwegen möglich ist. Es unterliegt 
indes keinem Bedenken, diese Bestimmung sinngemäß auch auf den 
Fall anzuwenden, wenn für einen und denselben Transport verschiedene 
Normaltarife in Betracht kommen.

Vgl. Gerstner, Internationales Eisenbahnfrachtrecht S. 212; Ro­
senthal, Internationales Eisenbahnfrachtrecht S. 98.

Dies entspricht der Natnr der Verhältnisse, und dafür kann man 
sich mit Grund insbesondere auch darauf berufen, daß in dem durch 
die Ausführungsbestimmungen zum internationalen Übereinkommen 
vorgeschriebenen Frachtbriefformulare die 8. Spalte die allgemeine Über­
schrift „Angabe der anzuwendenden Tarife und Routenvorschrift" („Tarifs 
et itineraires reclames“) erhalten hat.

Davon, daß die Bestimmung des Art. 6 lit. 1 hier Anwendung 
finde, geht auch das Berufungsgericht aus. Es gelangt dann aber 
zur Abweisung der Klage auf Grund der Annahme, daß die Bahn 
mit Rücksicht auf die möglicherweise mit der Umkartierung verknüpften 
Transportverzögerungen ohne Verschulden, jedenfalls ohne grobes Ver­
schulden den direkten Tarif als den für den Kläger zweckmäßigsten 
habe ansehen können, und es Sache des Klägers gewesen wäre, die 
Anwendung des Umkartierungstarifes (oder die Umkartierung) in den 
Frachtbriefen vorzuschreiben.

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision können nicht für 
begründet erachtet werden. Sie kommt hauptsächlich auf die Aus­
führung des Klägers zurück, aus den früheren Reklamationen habe 
entnommen werden müssen, daß Kläger die Umkartierung und damit 
die Anwendung des billigeren Tarifes wünsche. Diese Ausführung 
ist aber nicht zutreffend. Wollte der Kläger die Umkartierung, so 
hatte er, nachdem er wahrgenommen, daß sie unterblieben war, die
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dringendste Veranlassung, sie fortan in den Frachtbriefen vorzuschreiben. 
Schrieb er sie gleichwohl nicht vor, so ließ dies darauf schließen, daß 
er sie nicht wollte, und war schon damit ein ausreichender Grund 
für die Bahnbehörde gegeben, nach wie vor von der Umkartierung 
abzusehen, dem gegenüber es auf die vom Kläger herangezogene Ver­
waltungsvorschrift für den Verkehr mit Österreich-Ungarn so wenig, 

wie darauf ankommen kann, ob, wie der Kläger behauptet hat, in 
der Regel eine Transportverzögerung infolge der Umkartierung nicht 
eintritt. Allerdings mag der Kläger sich der Erwartung hingegeben 
haben, daß er stets mit Erfolg werde reklamieren können. Abwegig 
ist es aber, wenn geltend zu machen versucht ist, daß die Bahn sich 
mit deni Verfahren des Klägers, die Umkartierung nicht stattfinden 
und sich dann hinterher einen Teil der Fracht zurückerstatten zu lassen, 
durch ihr Verhalten stillschweigend einverstanden erklärt habe. Daraus 
allein, daß vier Reklamationen des Klägers stattgegeben, und ihm 
nicht anheimgegeben worden ist, in Zukunft die Umkartierung vorzu­
schreiben, läßt sich ein solches Einverständnis noch nicht ableiten, und 
zwar umsoweniger, als die Umkartierung die notwendige Voraus­
setzung für die Nichtanwendung des direkten Tarifes war, die Bahn­
behörde sich mithin durch das unterstellte Einverständnis mit der 
oben erwähnten Verbotsvorschrift in Widerspruch gesetzt haben würde, 
woraus sich zugleich ergiebt, daß, wenn es vorgelegen hätte, darauf 
ein rechtlich begründeter Anspruch nicht würde gestützt werden können."...

8. Kann der Verkäufer auf Grund von Art. 354 H.G.B. von dem 
Kaufverträge einseitig abgehen, weil der Käufer zwar nicht mit der 
Bezahlung des Preises für Waren, die der Verkäufer nach dem be­
treffenden Kaufverträge zu liefern hatte, wohl aber mit der Bezah­
lung einer anderen Schuld in Verzug geraten ist, deren Bezahlung 
er durch ein Abkommen versprochen hatte, das mit dem Kaufverträge, 
von welchem der Verkäufer abgehen will, ein einheitliches Ganzes 

bildet?
VI. Civilsenat. Urt. v. 29. September 1898 i. S. L. (Kl.) w. G. 

(Bekl.). Rep. VI. 161/98.


